
genden Pflichten der Betriebe, Betriebsleiter, lei­
tenden Mitarbeiter und Sicherheitsinspektoren 
zum Schutz der Gesundheit und Arbeitskraft der 
Werktätigen vor allem durch die Gestaltung und 
Erhaltung sicherer, erschwernisfreier, die Ge­
sundheit und Leistungsfähigkeit fördernder Ar­
beitsbedingungen verbindlich festgelegt. Die Ver­
antwortungsbereiche und die Pflichten sind exakt 
bestimmt; darin besteht ein wesentlicher Teil des 
wirkungsvollen Arbeits- und Gesundheitsschutzes. 
Auch den Werktätigen sind bestimmte Pflich­
ten auferlegt, so insbesondere nach § 211 AGB 
die Pflicht, die für ihre Tätigkeit erforderlichen 
Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten zu er­
werben und die notwendigen Prüfungen abzule­
gen.

Als Täter nach § 193 StGB kommen nur Ver­
antwortliche für die Durchsetzung und Durchfüh­
rung des Gesundheits- und Arbeitsschutzes (Ar­
beitsschutzverantwortliche) in Frage, das sind vor 
allem die Betriebsleiter und leitenden Mitarbei­
ter. Ob ein Werktätiger leitender Mitarbeiter im 
Sinne der ASVO ist, ist jeweils nach seiner Stel­
lung und seinen konkreten Aufgaben zu entschei­
den; es ist als gegeben anzunehmen, wenn er wei- 
sungs- und kontrollbefugter Leiter eines Kollek­
tivs ist und als solcher vom Betriebsleiter einge­
setzt wurde. Beschränkt sich die Tätigkeit ledig­
lich auf organisatorische Aufgaben, gehört er 
nicht zum Kreis der Verantwortlichen gemäß 
§ 193 StGB. Die Verantwortung der Sicherheits­
inspektoren ergibt sich aus den §§26 und 27 
ASVO. Sie haben den Leiter des Betriebes bzw. 
des Organs bei der Wahrnehmüng seiner Verant­
wortung für den Arbeits- und Gesundheitsschutz 
umfassend zu beraten, sachkundig zu unterstüt­
zen, Entscheidungsvorschläge zu unterbreiten 
und die leitenden Mitarbeiter in bezug auf die 
Verwirklichung des Gesundheits- und Arbeits­
schutzes anzuleiten und zu kontrollieren. Die per­
sönliche Verantwortung der Betriebsleiter wird 
durch den Einsatz von Sicherheitsinspektoren 
nicht aufgehoben. Bei der Beurteilung der Ver­
antwortlichkeit für Straftaten gegen den Gesund­
heits- und Arbeitsschutz ist davon auszugehen, 
daß in der Regel lediglich der Leiter oder ein lei­
tender Mitarbeiter als Verantwortlicher nach 
§ 193 StGB in Frage kommt.

Die grundlegenden gesetzlichen und berufli­
chen Pflichten ergeben sich aus den §§201 ff. 
AGB, aus der Arbeitsschutzverordnung und wei­
teren speziellen Arbeitsschutz- und Brandschutz­
anordnungen. Der Betriebsleiter hat u. a. die

Pflicht (gemäß § 1 Abs. 1 Buchst, d ASVO), be­
triebliche Regelungen auf dem Gebiet des Ge­
sundheits- und Arbeitsschutzes sowie Brand­
schutzes gemäß § 202 Abs. 2 AGB zu erlassen, 
wenn im Betrieb technische, technologische, or­
ganisatorische oder Verhaltensforderungen not­
wendig werden, die in staatlichen Standards, Ar­
beitsschutzanordnungen oder anderen Rechtsvor­
schriften nicht oder nicht ausreichend geregelt 
sind.

Rechtspflichten ergeben sich nicht nur aus den 
arbeitsschutzrechtlichen Bestimmungen, sondern 
gemäß § 9 StGB auch aus der konkret ausgeübten 
Tätigkeit. Kraft Berufs entstehen sie vorwiegend 
aus den mit dem Arbeitsvertrag übernommenen 
Aufgaben. Die Pflichten ergeben sich jeweils aus 
der konkreten Situation.23)

Zur beruflichen Pflicht eines leitenden Mitar­
beiters gehört es z. B., den übergeordneten Leiter 
auf fehlerhafte Entscheidungen hinzuweisen und 
Gegenvorstellungen zu erheben, soweit er nach 
seinen Kenntnissen und Fähigkeiten in der Lage 
ist, die Richtigkeit oder Unrichtigkeit der Ent­
scheidung zu beurteilen. Er hat nicht das Recht, 
sich mit der Tatsache abzufinden, daß ein überge­
ordneter Leiter entschieden hat.24)

Der Betrieb hat die Werktätigen gemäß § 215 
AGB über Rechtsvorschriften, Maßnahmen und 
Methoden zur Abwendung möglicher arbeitsbe­
dingter Gefahren sowie über das zur Vermeidung 
von Schäden erforderliche Verhalten zu belehren 
(§ 13 und § 14 ASVO). Dies hat in regelmäßigen 
Abständen, bei Arbeitsaufnahme, bei vorüberge­
hender Übertragung einer anderen Arbeit, bei 
Veränderung der Arbeitsbedingungen sowie nach 
besonderen Vorkommnissen zu erfolgen. Gemäß 
§211 AGB sind den Werktätigen die zutreffen­
den Bestimmungen zugänglich zu machen und zu 
erläutern.

Für den Arbeitsschutzverantwortlichen be­
steht eine Rechtspflicht zur besonderen Belehrung, 
wenn ihm bekannt ist, daß die Werktätigen sich 
leichtfertig über bestimmte Vorschriften hinweg­
zusetzen pflegen, oder wenn es sich um ganz be­
sonders gefährliche oder komplizierte Arbeits­
aufgaben handelt. Dagegen kann in der Regel 
nicht verlangt werden, daß der Verantwortliche zu 
jedem Schichtende und an jedem Arbeitsplatz

23 Vgl. „OG-Urteil vom 17. 5. 1972“, Neue Justiz, 
17/1972, S. 520 ff.

24 Vgl. „OG-Urteil vom 27. 11. 1969“, Neue Justiz, 
3/1970, S. 85.
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